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Antrag 
der Abgeordneten Dr. Florian Toncar, Katja Hessel, Christian Dürr, Frank 
Schäffler, Bettina Stark-Watzinger, Markus Herbrand, Grigorios Aggelidis, 
Renata Alt, Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Dr. Marco 
Buschmann, Carl-Julius Cronenberg, Britta Katharina Dassler, Hartmut 
Ebbing, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Otto Fricke, Thomas Hacker, Katrin 
Helling-Plahr, Torsten Herbst, Manuel Höferlin, Dr. Christoph Hoffmann, 
Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, Gyde Jensen, Dr. Christian 
Jung, Thomas L. Kemmerich, Karsten Klein, Dr. Marcel Klinge, Daniela 
Kluckert, Pascal Kober, Carina Konrad, Konstantin Kuhle, Ulrich Lechte, 
Christoph Meyer, Roman Müller-Böhm, Dr. Martin Neumann, Christian Sauter, 
Dr. Wieland Schinnenburg, Frank Sitta, Judith Skudelny, Michael Theurer, 
Stephan Thomae, Gerald Ullrich und der Fraktion der FDP 

Nachzahlungszinssatz realitätsgerecht anpassen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Vor einem Jahr hat der Bundesfinanzhof (BFH) schwerwiegende verfassungsrechtli-
che Zweifel bezüglich der Nachzahlungszinsen von 0,5 Prozent für jeden vollen Mo-
nat, die ab dem Veranlagungszeitraum 2015 erhoben wurden, geäußert. Er hat daher 
mit Beschluss vom 25. April 2018 (IX B 21/18) in einem summarischen Verfahren 
Aussetzung der Vollziehung (AdV) gewährt. Die Entscheidung ist zu den §§ 233a, 238 
der Abgabenordnung (AO) ergangen. Der BFH begründet dies mit der realitätsfernen 
Bemessung des Zinssatzes, die den allgemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes (GG) verletze. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz überschreitet nach 
Ansicht des BFH den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität erheblich, 
da sich im Streitzeitraum ein niedriges Marktzinsniveau strukturell und nachhaltig ver-
festigt habe. Darüber hinaus sei der Gesetzgeber nach Ansicht des BFH verfassungs-
rechtlich angehalten, zu überprüfen, ob die ursprüngliche Entscheidung zu der in § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO geregelten gesetzlichen Höhe von Nachzahlungszinsen auch bei 
dauerhafter Verfestigung des Niedrigzinsniveaus aufrechtzuerhalten sei oder die Zins-
höhe herabgesetzt werden müsse. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Abgabenordnung wie folgt ändert: 
§ 238 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
In Satz 1 werden die Wörter „betragen für jeden Monat einhalb Prozent“ durch „betra-
gen für jeden Monat ein Zwölftel des Basiszinssatzes im Sinne von § 247 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, zumindest aber 0,1 Prozent“ ersetzt. 

Berlin, den 14. Mai 2019 

Christian Lindner und Fraktion 

Begründung 

Derzeit werden bei der Verzinsung von Steuernachforderungen 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in 
dem die Steuer entstanden ist, monatlich 0,5 Prozent Zinsen erhoben. Oftmals überschreiten die zu zahlenden 
Zinsen sogar die eigentliche Steuernachzahlungssumme. Der unveränderte Zinssatz von 6 Prozent p. a. für Steu-
ernachzahlungen besteht seit mehr als 50 Jahren unverändert. In Zeiten von langandauernden Niedrigzinsen ist 
dies unverhältnismäßig und eine ungerechte Behandlung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Gerade vor 
dem Hintergrund eines extrem niedrigen Marktzinses ist eine Absenkung des Zinssatzes für Nachzahlungszinsen 
geboten. Der Zinslauf für Nachzahlungszinsen beginnt unabhängig davon, ob der Steuerzahler seine Steuererklä-
rung zu spät abgegeben hat oder der Steuerbescheid vom Finanzamt zu spät erstellt wird. 
Die Heranziehung eines Basiszinssatzes als Referenz für den Nachzahlungszins wäre eine sachlich richtige An-
passung an marktübliche Bedingungen, was den Zins realitätsnah machen würde. Sie wäre außerdem angesichts 
der auf moderne Datenverarbeitung gestützten Automation in der Steuerverwaltung auch praktikabel. Und nicht 
zuletzt ist es ein Gebot der Fairness und der Gerechtigkeit, die niedrigen Zinsen, von denen der Staat profitiert, 
auch den Bürgerinnen und Bürgern zu gewähren: Wer wenig Zinsen erhält, soll auch wenig Zinsen zahlen. 
Mit Schreiben vom 2.5.2019 werden, unter Bezugnahme auf das Ergebnis einer Erörterung mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder, die Finanzämter nunmehr angewiesen, die Zinsfestsetzungen nach § 238 Abs. 1 
Satz 1 AO nur noch vorläufig vorzunehmen. Die Vorläufigkeit bezieht sich dabei auf die Verfassungsmäßigkeit 
des Zinssatzes der Höhe nach. 
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